
140 Gesetzblatt — Jahrgang H50

ruhenden Entschädigungen für Enteignungen und 
Eigentumsbeschränkungen.

(3) Anordnungen von Dienststellen, die Ausgaben 
zur Folge haben, für die Mittel weder im Haushalts­
plan noch auf Grund eines besonderen Beschlusses 
zur Verfügung stehen, sind ungültig und dürfen 
nicht befolgt werden.

(4) Die Verwendung der in den Haushalten der 
Länder und Kreise vorgesehenen Reserven und 
Verstärkungsmittel ist entsprechend der für die 
Republik getroffenen Regelung von der Zustimmung 
der Landesregierung bzw. des Finanzministeriums 
abhängig, soweit sich nicht die Landtage die Zu­
stimmung Vorbehalten haben.
Zu § 4 Abs. 1

§ 5
(1) Zu den persönlichen und sächlichen Verwal­

tungsausgaben gehören die Titel 100 bis 109, 200, 
202 bis 211, 280, 290. Bei diesen Titeln müssen min­
destens 10°/o eingespart werden. Es werden daher 
grundsätzlich nur 90°/o der Jahresansätze für den 
Verbrauch freigegeben. Reicht bei einem dieser 
Titel ausnahmsweise der hiernach freigegebene Be­
trag nicht aus, so sind bei anderen der genannten 
Titel entsprechend höhere Einsparungen notwendig. 
Beim Titel 100 sind die Stellenpläne nötigenfalls 
den gekürzten Mitteln anzupassen.

(2) Wenn aus Titel 100 neben Verwaltungsdienst­
kräften auch Angestellte, die nicht im Verwaltungs­
dienst stehen (Ärzte, Pflegepersonal, Fürsorgerinnen, 
Lehrer, Dozenten, Polizisten, Feuerwehrleute, tech­
nisches oder Betriebspersonal) und auf die infolge­
dessen § 4 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes keine An­
wendung findet, besoldet werden und dem zustän­
digen Finanzministerium der zahlenmäßige Nach­
weis dafür erbracht wird, daß aus diesen Gründen 
die freigegebenen 90% nicht ausreichen, so kann 
auf Antrag im Einzelfalle die Freigabe weiterer 
Mittel bis zur Höhe des tatsächlichen Bedarfs er­
folgen. Der Haushaltsansatz darf jedoch nicht über­
schritten werden.

(3) Titel 101 wird in voller Höhe gesperrt. Müssen 
zur Bewältigung von Stoß- oder Massenarbeit Hilfs­
kräfte angenommen werden, so können die erfor­
derlichen Mittel auf Grund -besonderer Anträge 
durch die Ministerien der Finanzen freigegeben 
werden. Erkrankte Angestellte müssen grundsätz­
lich von ihren Kollegen vertreten werden. Nur bei 
Erkrankungen von voraussichtlich längerer Dauer 
dürfen Hilfskräfte zur Vertretung eingestellt wer­
den. Diese haben ihre Vergütungen aus Titel 100 
zu erhalten, wo in solchen Fällen wegen der Zahlung 
von Krankengeld entsprechende Mittel verfügbar 
sind.

(4) Für sonstige fortdauernde Ausgaben (Titel 212 
bis 499) werden grundsätzlich ebenfalls nur 90% der 
Jahresansätze zum Verbrauch freigegeben. Reichen 
die freigegebenen Beträge nicht aus, so können bei 
den Ministerien der Finanzen in Fällen dringenden 
Bedarfs Anträge auf Freigabe weiterer Mittel bis 
zum vollen Jahresansatz gestellt werden. Bei der 
Prüfung und Genehmigung solcher Anträge ist ein 
strenger Maßstab anzulegen.

(5) Für einmalige Ausgaben (Titel 700 ff.) werden 
nur 75% der Jahresansätze zum Verbrauch freige­
geben. Für Ausgaben, durch die diese Freigrenze 
überschritten wird, ist in jedem Einzelfalle die vor­

herige Zustimmung des zuständigen Ministeriums 
der Finanzen erforderlich.

(6) Preissubventionen, Verlustausgleichszahlungen 
und ähnliche durch Abrechnungen nachzuweisen­
de Ausgaben dürfen erst nach Prüfung und Ge­
nehmigung der Abrechnungen durch die Hauptab­
teilung Haushalt des zuständigen Ministeriums der 
Finanzen geleistet werden. Preissubventionen sind 
nur auf Grund des Subventionsplanes zu zahlen. 
Für einen begrenzten Zeitraum sind Abschlags­
zahlungen zulässig. Weitere Abschlagszahlungen 
dürfen erst erfolgen, wenn die vorangegangenen 
abgerechnet sind.

(7) Die Mittel für Investitionen und Generalrepa­
raturen werden in voller Höhe freigegeben und sind 
in monatlichen Teilbeträgen von V12 der Jahres­
ansätze an die Deutsche Investitionsbank zu über­
weisen.

(8) Ausgaben zur Auffüllung der Umlaufmittel 
sind nur im Einvernehmen mit dem zuständigen 
Ministerium der Finanzen zu leisten, und zwar per 
Saldo nach Verrechnung der an den Haushalt abzu­
führenden überschüssigen Umlaufmittel. Die Auf­
füllung von Umlaufmitteln aus der Abführung der 
Nettogewinne, aus der Auflösung von Rückstellun­
gen und Delkredere-Fonds und aus zusätzlichen 
Bankkrediten wird hierdurch nicht berührt.

(9) Die Hauptabteilung Haushalt des zuständigen 
Ministeriums der Finanzen ist berechtigt, im Laufe 
des Haushaltsjahres Ausgabeansätze aller Art, bei 
denen Ersparnisse möglich sind, herabzusetzen und 
die Kürzungsbeträge entweder einzusparen oder für 
dringende über- und außerplanmäßige Ausgaben 
an anderen Stellen einzusetzen.
Zu § 4 Abs. 2 und 3 c c § 6

(1) Ob Mehreinnahmen und Einsparungen bei den 
Verwaltungsausgaben zur Bestreitung von Über­
oder außerplanmäßigen Ausgaben verwendet wer­
den können, hängt von der Erfüllung des Gesamt­
haushaltes der betreffenden Gebietskörperschaft und 
davon ab, inwieweit der im § 1 erwähnte Kassen­
plan es zuläßt.

(2) Mittelverlagerungen sind grundsätzlich ver­
boten. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Zu­
stimmung des zuständigen Ministeriums der Finan­
zen. Diese darf nur dann erteilt werden, wenn die 
Mehrausgaben durch Einsparungen außerhalb der 
persönlichen und sächlichen Verwaltungsausgaben 
gedeckt sind. Die nach § 5 Abs. 1 zulässigen Mittel­
verlagerungen bei den persönlichen und sächlichen 
Verwaltungsausgaben innerhalb der Grenze von 
90% der Jahresansätze werden hierdurch nicht 
berührt.
Allgemeines g 7

(1) Bei allen Dienststellen ist auf die Überwachung 
der Haushaltseinnahmen und Haushaltsausgaben 
größter Wert zu legen. Die Führung von Anschrei­
bungslisten für die Einnahmen und Überwachungs­
listen für die Ausgaben ist unerläßlich. Aus den 
Überwachungslisten muß jederzeit ersichtlich sein, 
welche Haushaltsmittel bei Berücksichtigung nicht 
nur der bereits getätigten, sondern auch der beab­
sichtigten Ausgaben noch verfügbar sind.

(2) Ebenso sind bei allen Dienststellen Plansteilen- 
Überwachungslisten zu führen, aus denen die An­
zahl der bestätigten Soll-Stellen jeder Vergütungs-


